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// Im Blickpunkth

Die L�ndererlasse vom 5.5.2009 zur Ermittlung der Grundverm�genswerte bringen in der Praxis erhebliche Auslegungs-

probleme mit sich. Anhand von Beispielsf�llen und �bersichten stellen Siegmund/Zipfel nicht nur die Probleme, sondern

auch L�sungsans�tze zu steuersparenden Gestaltungen dar. Steuersparen auch in �sterreich durch unternehmerische Ak-

tivit�ten in �sterreich – Einzelheiten dazu sind im Beitrag von G�tzenberger zu finden.

Udo Eversloh, Ressortleiter Steuerrecht

Entscheidungen
BFH: Wegzugsteuer rechtm�ßig

Der BFH hat durch Urteil vom 25.8.2009 – I R

88,89/07 – entschieden, dass die sog. Wegzug-

steuer gem. § 6 AStG rechtsm�ßig ist. Nach der

Neuregelung in § 6 AStGwird die Steuer beiWeg-

zug in einen Mitgliedstaat der EU oder des EWR

zwar festgesetzt, jedoch zun�chst zinsfrei gestun-

det undmuss erst dann gezahlt werden, wenn es

tats�chlich zu einer Realisierung der Wertsteige-

rungkommt. Gleichesgilt, wennder Steuerpflich-

tige nachdemWegzug in einenMitgliedstaat von

dort aus weiter in einen sog. Drittstaat außerhalb

der EU oder des EWR verzieht. Der BFH hat mit

dem vorliegenden Urteil bekr�ftigt, dass die Neu-

regelung, auch soweit sie zur�ckwirkt, weder ge-

gen das EU-Recht noch gegen das Grundgesetz

verst�ßt und auch mit den von Deutschland ab-

geschlossenenDBAvereinbar ist.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2451-1

unterwww.betriebs-berater.de
(PM BFH vom 4.11.2009)

Die Entscheidung des BFH kann dazu f�hren,

dass die betreffenden Wertsteigerungen doppelt

zu versteuern sind, n�mlich einmal nach Maßgabe

der Wegzugsteuer in Deutschland und ein weiteres

Mal nach Maßgabe des ausl�ndischen Steuer-

rechts im Zuzugstaat. �berdies bleibt ausdr�cklich

offen, ob die innerhalb der EU und des EWR ge-

schaffenen Verschonungsregeln gemeinschafts-

rechtlichen Anforderungen gen�gen. Zum Thema

vgl. Beitrag von Hecht/Gallert, BB 2009, 2396.
BFH: Fr�here Pauschalbesteuerung

schwarzer Fonds gemeinschaftsrechtswidrig

Der BFH hat durch Urteil vom 25.8.2009 – I R

88,89/07 – entschieden, dass die (fr�here) pau-

schale Gewinnbesteuerung f�r Auslandsfonds

(sog. schwarze Fonds) gem. § 18 Abs. 3 AuslInvG

a. F. gegen die Kapitalverkehrsfreiheit verst�ßt

und deswegen sowohl f�r Fonds der anderen

EU-Mitgliedstaaten als auch f�r Fonds aus sog.

Drittstaaten nicht anwendbar war.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2451-2

unterwww.betriebs-berater.de
(PM BFH vom 4.11.2009)

Seit 2004 ist die Besteuerung der Ertr�ge aus

inl�ndischen und ausl�ndischen Fondsbeteiligun-

gen einheitlich im Investmentsteuergesetz gere-

gelt. Die versch�rfende Pauschalbesteuerung f�r

Auslandsfonds ist seitdem entfallen.

BFH: Zwischenhandel mit Eintrittskarten

sonstige Leistung

Der BFH hat durch Urteil vom 3.6.2009 – XI R 34/

08 – entschieden: Die entgeltliche �berlassung

von Eintrittskarten zu einem sportlichen oder

kulturellen Ereignis an einen Reiseveranstalter

ist keine Lieferung, sondern eine sonstige Leis-

tung. Der Ort dieser Leistung bestimmt sich in

Ermangelung einer Spezialregelung gem�ß § 3a

Abs. 1 UStG nach dem Sitzort des leistenden Un-

ternehmers.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2451-3

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Unternehmereigenschaft einer IHK

Der BFH hat durch Urteil vom 20.8.2009 – V R

70/05 – entschieden:

Die Bundesrepublik Deutschland kann T�tigkei-

ten von juristischen Personen des �ffentlichen

Rechts, die nach § 4 Nr. 12 Buchst. a UStG von

der Steuer befreit sind (Vermietung und Ver-

pachtung von Grundst�cken), nur durch eine

ausdr�ckliche gesetzliche Regelung gem�ß

Art. 4 Abs. 5 Unterabs. 4 der Richtlinie 77/388/

EWG als T�tigkeiten „behandeln“, die diesen

juristischen Personen des �ffentlichen Rechts im

Rahmen der �ffentlichen Gewalt obliegen. Strei-

tig war, ob eine Grundst�cks-Vermietungsgesell-

schaft ihre Ums�tze aus der Vermietung eines

Verwaltungsgeb�udes mit Tiefgarage an eine

IHK, die das Geb�ude neben der Selbstnutzung

auch teilweise (B�rofl�chen und Tiefgaragen-

pl�tze) an Dritte steuerpflichtig vermietet hat,

wirksam als steuerpflichtig behandeln konnte,

um den Vorsteuerabzug aus der Errichtung des

Geb�udes zu erlangen. Das hat der BFH bejaht,

da der IHK insoweit Unternehmereigenschaft zu-

komme.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2451-4

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Personalberatung Beratungsleistung

i. S. d. UStG

Der BFH hat durch Urteil vom 18.6.2009 – V R

57/07 – entschieden:

Berufstypische Leistungen sog. Personalberater,

die diese im Rahmen der Suche nach F�hrungs-

kr�ften f�r ihre Auftraggeber gegen ein Festho-

norar erbringen, stellen in der Regel Beratungs-

leistungen i. S. v. § 3a Abs. 4 Nr. 3 UStG dar.

Dem steht nicht entgegen, dass dabei den Auf-

traggebern letztlich eine Personenauswahl pr�-

sentiert wird.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2451-5

unterwww.betriebs-berater.de

Gesetzgebung
EU-Kommission:GleicheBesteuerungvon

Pensionsfondsangemahnt

Am29.10.2009 hat die EU-Kommission rechtliche

Schritte wegen diskriminierender Besteuerung

ausl�ndischer Pensionsfonds gegen Deutschland

eingeleitet (Az.: 2006/4098). Deutschland wird

zur �nderung seiner einschl�gigen Rechtsvor-

schriften aufgefordert.

Dividendenzahlungen deutscher Unternehmen

an deutsche Pensionskassen unterliegen in

Deutschland einer erm�ßigten Quellensteuer

bzw. die Quellensteuer wird den Pensionskassen

teilweise r�ckerstattet. Vergleichbaren Einrich-

tungen mit Sitz in der EU oder im EWR werden

jedoch diese Verg�nstigungen nicht gew�hrt.

Bei Pensionsfonds werden die erhaltenen Divi-

denden bei der j�hrlichen Steuerveranlagung

ber�cksichtigt. Sie werden daher auf Nettobasis

zu dem allgemeinen K�rperschaftsteuersatz von

15% besteuert. Auf Dividenden, die von

Deutschland aus an �hnliche ausl�ndische Ein-

richtungen gezahlt werden, wird dagegen eine

Quellensteuer zum Satz von 25% auf die Brutto-

dividende erhoben, ohne dass irgendwelche

Kosten abgezogen werden k�nnen.

Sollte die Kommission innerhalb von zwei

Monaten keine zufriedenstellende Antwort von

Deutschland erhalten, kann sie den EuGH anrufen.
(PM EU-Kommission vom 29.10.2009)

St�ndige Mitarbeiter im Steuerrecht: RA StB Dr. Stefan Behrens, Frankfurt a.M.; Dipl.-Kfm. StB Oliver D�rfler, Frankfurt a.M.; Prof. Dr. W. Christian Lohse, Vorsitzender Richter am FG
M�nchena. D.;Dipl.-Kffr. StBinMartinaOrtmann-Babel, Stuttgart;Dr. J�rgenSchmidt-Troje, Pr�sident des FGK�ln a.D., K�ln;Prof.Dr.RomanSeer, Bochum;StBDr.AndreasS�ffing, Frankfurt
a.M.;Dr. Roland Wacker, Richter amBFH,M�nchen;Dipl.-Kfm.StBLarsZipfel, Stuttgart
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